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Demokratie-Newsletter 

 

Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
 
Herausgeber des Newsletters sind seit Januar 2025 das Zentrum für Demokratie Aarau 
(ZDA) und der Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht unter besonderer Be-
rücksichtigung von Demokratiefragen an der Universität Zürich von Prof. Dr. Andreas Gla-
ser. Begründet wurde der Demokratie-Newsletter im August 2017 durch Prof. Dr. Dr. An-
dreas Kley und seine damaligen Mitarbeitenden am Lehrstuhl für öffentliches Recht, Ver-
fassungsgeschichte sowie Staats- und Rechtsphilosophie an der Universität Zürich. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 Plädoyer 01/2025, S. 10 ff. 

Abstimmungsbeschwerden: Gewichtige Lücken im Rechtsschutz – Das 
Bundesgericht ist äusserst zurückhaltend bei der Aufhebung von nationa-
len Abstimmungen. Es bemängelt aber «unzulängliche» Hürden, die Be-
schwerden gegen Abstimmungen erschweren – etwa extrem kurze Fris-
ten. (Link) 

 

 03.02.2025, S. 17 

[Kommentar von Peter A. Fischer] Wir überfordern die Demokratie – Alle 
wollen in einer Demokratie leben, und immer weniger vertrauen ihren Re-
gierungen. Das hat auch damit zu tun, dass seit der Finanzkrise der Ruf 
nach dem Staat immer schneller ertönt. (Link) 

 

 

05.02.2025, S. 11 

[Meinungsbeitrag von Helene Obrist] Kirchen umnutzen – ja, aber demo-
kratisch – Bevor Kirchen zu Kletterhallen oder Museen werden, braucht es 
einen breiten und demokratisch abgestützten Konsens. (Link)  

 

 05.02.2025, S. 9 

Das Ticket, das zum Zwang wurde – Die Kandidatenkür bei Bundesrats-
wahlen treibt seltsame Blüten. Die Geschichte einer Obsession. (Link) 

 

 09.02.2025, S. 11  

Was Initiativen sterben lässt. So wie die Umweltverantwortungsinitiative 
scheitern viele: Fail-Faktoren für Volksbegehren – Die Jungen Grünen ha-
ben es mit der Umweltverantwortungsinitiative verpasst, eine breite Debat-
te anzustossen. Und die Operation Libero stoppt nach jahrelangem Hin 
und Her die Unterschriftensammlung für ihre Europa-Initiative. Was lief da 
schief? (Link) 

https://www.plaedoyer.ch/artikel/artikeldetail/gewichtige-luecken-im-rechtsschutz
https://www.nzz.ch/pro/wir-ueberfordern-die-demokratie-ld.1869183
https://www.tagesanzeiger.ch/kirchenumnutzung-in-zuerich-warum-transparenz-entscheidend-ist-642693599818
https://www.nzz.ch/schweiz/die-mitte-sucht-einen-bundesrat-das-ticket-das-zum-zwang-wurde-ld.1869569
https://www.nzz.ch/schweiz/manche-initiativen-scheitern-und-manche-floppen-fuenf-fail-faktoren-ld.1869679
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 11.02.2025, S. 11 

Chaos im Räderwerk der Demokratie: Der spektakuläre Parteiwechsel von 
Isabel Garcia fördert ein spektakuläres Problem zutage – Hat der Kanton 
Zürich Grundrechte verletzt? Ein Rechtsprofessor hat da einen Verdacht. 
(Link)  

 

 

11.02.2025, S. 17 

Peinliche Panne: Wahlresultate folgen eine Woche später – Die Kandidie-
renden für den Bezirksrat und die Staatsanwaltschaft warteten am Sonn-
tag gespannt auf die Wahlresultate. Doch sie kamen nicht. (Link)  

 

 

12.02.2025, S. 5  

Ständemehr soll für die Verträge mit der EU nicht nötig sein – Die SVP will 
für die Bilateralen III eine obligatorische Volksabstimmung mit Stände-
mehr-Hürde. Die Aussenpolitische Kommission des Nationalrats hat sich 
nun klar gegen diesen Vorschlag gestellt. (Link) 

 

 17.02.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Paul Richli] EU-Vertragswerk und doppeltes Mehr – 
Bundesrat und Bundesversammlung haben zwar nicht die Pflicht, aber 
durchaus das Recht, den Abschluss des EU-Vertragswerks dem obligato-
rischen Staatsvertragsreferendum zu unterstellen. Aus rechtlicher Sicht 
spricht deutlich mehr für als gegen die Unterstellung unter das doppelte 
Mehr. (Link)  

 

 

18.02.2025, S. 11 

[Gastkommentar von Astrid Epiney] Warum ein obligatorisches Referen-
dum falsch ist – die EU-Verträge benötigen kein Ständemehr. Wer das 
anders sieht, müsste fundierter argumentieren als das Bundesamt für Jus-
tiz – was schwerlich gelingen wird. (Link) 

 

https://www.nzz.ch/zuerich/fall-isabel-garcia-spektakulaerer-parteiwechsel-zeigt-rechtliches-problem-ld.1870361
https://www.tagesanzeiger.ch/bezirksrat-zuerich-panne-bei-auszaehlung-wahlresultat-folgt-eine-woche-spaeter-366529909461
https://www.tagesanzeiger.ch/staendemehr-soll-fuer-die-vertraege-mit-der-eu-nicht-noetig-sein-634926279745
https://www.nzz.ch/meinung/das-eu-vertragswerk-sollte-dem-doppelmehr-unterstellt-werden-ld.1869252
https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz-eu-gastkommentar-von-astrid-epiney-zu-bilateralen-iii-224086644799
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 24.02.2025, S. 8 

Widerstand gegen muslimische Gräber im Thurgau – Weinfelden will dar-
über abstimmen, ob muslimische Grabfelder auf dem Friedhof eingerichtet 
werden dürfen. Bislang gibt es nur wenige Grabfelder in der Schweiz. 
Doch das könnte sich ändern. (Link)  

 

 24.02.2025, S. 18  

[Gastkommentar von Martina Flick Witzig und Adrian Vatter] Ein schlech-
tes Omen für die Abstimmung – Das Scheitern von politischen Vorlagen 
beginnt meist schon im Parlament. Sind für die Kompromissfindung Eini-
gungskonferenzen notwendig, ist das häufig ein schlechtes Omen für die 
spätere Volksabstimmung. (Link)  

 

 

2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 10. Januar 2025 (1C_679/2023) 

Ausgabebeschluss des Regierungsrats des Kantons Solothurn – Das 
Bundesgericht heisst die Stimmrechtsbeschwerde gut, soweit es darauf 

eintritt. Der Beschwerdeführer rügte, ein Ausgabebeschluss des Solo-
thurner Regierungsrats sei zu Unrecht weder dem obligatorischen noch 
dem fakultativen Referendum unterstellt worden. Nach dem Bundesge-
richt handelt es sich bei der Liegenschaft, zu deren Kauf der Ausgabebe-
schluss diente, um Verwaltungsvermögen und überdies um eine neue 
Ausgabe. Entsprechend stehe die Kompetenz, die Ausgabe zu be-
schliessen, nicht dem Regierungsrat, sondern dem Kantonsrat zu. Das 
Bundesgericht hebt den Regierungsratsbeschluss deshalb auf und über-
weist die Sache an den Kantonsrat. 

 

 

https://www.nzz.ch/schweiz/widerstand-gegen-muslimische-graeber-im-thurgau-ld.1869614
https://www.nzz.ch/meinung/die-einigungskonferenz-ist-oft-ein-vorbote-fuer-einen-schiffbruch-an-der-urne-ld.1870021
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F10-01-2025-1C_679-2023&number_of_ranks=955
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Urteil des Bundesgerichts vom 23. Januar 2025 (1C_595/2024) (franz.) 

Beschluss des Staatsrats des Kantons Waadt über die Einberufung des 
Wahlkörpers einer Gemeinde um über die Abberufung eines Gemeinde-
präsidenten zu entscheiden – Das Bundesgericht weist die Stimmrechts-
beschwerde des betroffenen Gemeindepräsidenten gegen ein Urteil des 
Kantonsgerichts ab, soweit es darauf eintritt. Unter anderem seien weder 
das rechtliche Gehör, der Vertrauensschutz, die politischen Rechte noch 
der Grundsatz der Verhältnismässigkeit verletzt worden. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 4. Februar 2025 (1C_58/2025) 

Erneuerungswahlen der Mitglieder des Stadtparlaments St. Gallen für die 
Amtsdauer 2025-2028 – Entzug der aufschiebenden Wirkung – Das Bun-
desgericht tritt auf die Beschwerde gegen einen Entscheid des St. Galler 
Verwaltungsgericht nicht ein, welches den Entzug der aufschiebenden 
Wirkung einer vorhergehenden Stimmrechtsbeschwerde bestätigte. 

 

2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 20. November 2024 
(VB.2024.00666) 

Kommunale Urnenabstimmung vom 24. November 2024 – Genehmigung 
eines Planungskredits – Das Verwaltungsgericht weist die Stimmrechts-
beschwerde ab. Der Beschwerdeführer machte geltend, dass die Stimm-
berechtigten im Vorfeld der Abstimmung falsch informiert und getäuscht 
worden seien. Das Verwaltungsgericht hält die Abstimmungerläuterungen 
hingegen für nicht zu beanstanden. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 16. Dezember 2024 

(III 2024 135) 

Abschluss eines Baurechtsvertrages – Das Verwaltungsgericht tritt auf die 
Stimmrechtsbeschwerde nicht ein, da diese verspätet sei. Die Beschwer-
deführer rügten, dass die Gemeinde den Stimmberechtigten einen Bau-
rechtsvertrag zu Unrecht nicht zur Beschlussfassung unterbreitet habe. 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F23-01-2025-1C_595-2024&number_of_ranks=955
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F04-02-2025-1C_58-2025&number_of_ranks=955
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224493&W10_KEY=12345147&nTrefferzeile=14&Template=standard/results/document.fiw
https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=317b7371264b4fe28ef95320a427d5a8&index=TRI&locale=de¨$
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Beschluss des Regierungsrats Zürich vom 5. Februar 2025  
(RRB 114/2025) 

Erneuerungswahl der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte des Bezirks 

Zürich für die Amtsdauer 2025–2029 vom 9. Februar 2025 – Der Regie-
rungsrat weist den Rekurs in Stimmrechtssachen ab, soweit er darauf 
eintritt. Ausgangslage war, dass 33 von 35 Sitzen in stiller Wahl besetzt 
wurden. Für die zwei verbleibenden Sitze fehlten Wahlvorschläge, wes-
halb für diese eine Urnenwahl mit leerem Wahlzettel ohne Beiblatt erfolg-
te. Der Rekurrent bemängelte unter anderem, dass die Stimmberechtig-
ten ohne Informationen zu den Kandidierenden und Wahlvorschläge nicht 
wüssten, wer zur Wahl stehe und wer wählbar sei. Zudem sei es eine 
Ungleichbehandlung, wenn einige Staatsanwälte in stiller Wahl und eini-
ge an der Urne gewählt würden. Der Regierungsrat kommt demgegen-
über zum Schluss, dass die Wahl korrekt verlaufen ist. 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 keine  

 

 

3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (14) (0) 
- In Auszählung (0) (0) 
- Beim Bundesrat hängig (10) (0) 
- Beim Parlament hängig (10) (0) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (0) (-1) 

 

 
1 Stand 28. Februar 2025. 

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-114-2025.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
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Botschaft des Bundesrats vom 29. Januar 2024 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Für eine gerechte 
Energie- und Klimapolitik: Investieren für Wohlstand, Arbeit und Umwelt 
(Klimafonds-Initiative)» empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiati-
ve. (BBl 2025 458) 

 

 

4. Publikationen 

 

 BIAGGINI GIOVANNI, Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, 
22. Mai 2024, 1C_223/2023 (zur Publikation vorgesehen; Entscheidbe-
sprechung), ZBl 126/2025, S. 85 ff. (LEXcampus) 

 

 

BOILLET VÉRONIQUE/HOTZ SANDRA/HUGENTOBLER MANUELA/KAPFERER NILS, 
Frauenstimmrecht und Demokratie, Mechanismen des (Un-)Rechts, Zü-
rich/St. Gallen 2025 (Verlag) 

 

 COLLAUD MARGAUX, Le changement de parti politique par une élue entre 
son élection et son entrée en fonction, LawInside vom 9. Februar 2025 
(Link) 

 

 

FINGERHUTH CASPAR, Rechtsstaat in Not? Grundlagen und Praxis der bun-
desrätlichen Notrechtskompetenz, Zürich/Genf 2025 (Verlag) 

 

 

 

JAAG TOBIAS, Rechtsschutz gegen Justizverwaltungsakte des Zürcher 
Obergerichts, Besprechung von BGer, 1C_668/2023, 22.8.2024, AJP 
2025, S. 167 ff. (LEXcampus) 

 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/458
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/349853a9-06d8-4190-98d9-0dd2e0e4c8bf
https://www.dike.ch/neue-publikationen/boillet-hotz-hugentobler-kapferer-frauenstimmrecht-und-demokratie
https://lawinside.ch/1539/
https://www.schulthess.com/buchshop/fachkatalog/detail/ISBN-9783725595587/Fingerhuth-Caspar/Rechtsstaat-in-Not
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/2f7b7a38-cea9-4c66-815f-ba2d3002ea81
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LEHNER IRINA/MARKIĆ LUKA, Parteiwechsel vor der Wahl als schwere Irre-
führung der Stimmberechtigten im Doppelproporz, Besprechung von 
BGer, 1C_223/2023, 22.5.2024 (zur Publikation vorgesehen), AJP 2025, 
S. 145 ff. (LEXcampus) 

 

 LÜSCHER SANDRO, 20 Jahre Doppelproporz – eine Rückschau, DeFacto 
vom 20. Februar 2025 (Link) 

 

 MARKIĆ LUKA, Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, 25. April 
2024, 1C_226/2024 und 1C_227/2024 (Entscheidbesprechung), ZBl 
126/2025, S. 107 ff. (LEXcampus) 

 

 SPESCHA MARC, Die Rechtsstaatlichkeit der Demokratie steht auf dem 
Spiel, Plädoyer 01/2025, S. 36 ff. (Link) 

 

ZUMSTEG PATRICE MARTIN, Demonstrieren auf Nebenstrassen? – «Winter-
wanderung für Klimagerechtigkeit» anlässlich des WEF 2023, Bespre-
chung von BGer, 1C_28/2024, 1C_32/2024, 1C_33/2024, 1C_34/2024, 
8.10.2024 (zur Publikation vorgesehen), AJP 2025, S. 140 ff. 
(LEXcampus) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/6a4c3d84-01b5-4d43-b5a9-446b444f18d1
https://www.defacto.expert/2025/02/20/20-jahre-doppelproporz-eine-rueckschau/
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/4e3a9dc4-b760-48e8-a171-91ac74904d43
https://www.plaedoyer.ch/artikel/artikeldetail/die-rechtsstaatlichkeit-der-demokratie-steht-auf-dem-spiel
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/0804bd63-18ab-49a0-86cf-d96256736879
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5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

Kontakt: 

 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, BLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

